
Briefing aus Bern

Parlament will höheres 
AHV-Alter für Frauen, 
Ständerat lehnt 
Pgeveinitiatibe aB und 
cundesrat möEhte 
UM-Rilliarde freiveBen
Das Wichtigste in Kürze aus dem Bundeshaus (150).
Von Reto Aschwanden, Dennis Bühler und Cinzia Venafro 10.06.2021

«Was haben Sie bloss für ein Frauenbild?» Die Zürcher FDP-Nationalrätin 
Regine Sauter sprach diesen Satz gestern Vormittag fast schon erbost und 
blickte dabei in den linken Teil des Ratssaals. Zuvor hatten die SP-National-
rätinnen Barbara Gysi und Tamara Funiciello vergebens gegen eine Erhö-
hung des Frauenrentenalters angeredet. Als sich abzeichnete, dass sie keine 
Mehrheit wnden 2ürden, 2arben sie für grosszügige Kompensationen.

Das Parlament tut gerade das, 2oran es bereits 4007, 4010 und zuletzt 401: 
kläglich gescheitert 2arJ Es zimmert eine neue Rentenreform. Anders als 
beim letzten Versuch, der beide Säulen umfasste, soll nun die erste Säule 
einzeln saniert 2erden.

Zur ErinnerungJ Vor vier Hahren schickten vor allem Frauen und Hunge 
Bundesrat Bersets AUV-Reform an der jrne bachab, 2eil die Vorlage zu 2e-
nig Kompensationen für die Verlängerung des Frauenrentenalters beinhal-
tet hatte.

Doch erinnert sich überhaupt noch 6emand an 401:?

Uörte man bürgerliche Sozialpolitiker gestern Mitt2och bis 2eit in die Mit-
te bei der Monsterdebatte für das Frauenrentenalter L5 und gegen eine Er-
höhung der Kompensationsmassnahmen argumentieren, drängte sich die-
se Frage un2eigerlich auf.
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So stichelte et2a der Zürcher SVP-Nationalrat Uans-jeli VogtJ «Die Frauen 
2ollen höhere Iöhne, aber sie 2ollen nicht länger arbeiten und nicht ins 
Militär. 9st feministische Politik nicht opportunistische Politik?»
Sticheleien hin, mehrere Dutzend Minderheitsanträge der Iinken herJ Mit 
2uchtigen 147 zu LÜ Stimmen erhöhte der Nationalrat das Frauenrenten-
alter auf L5. Diesen Grundsatzentscheid hatte der Ständerat bereits in der 
Früh6ahrssession getroxen.

Wie aber soll man die Frauen fürs längere Arbeiten kompensieren? 9n dieser 
Frage versuchen die beiden Parlamentskammern und der Bundesrat nun 
eine mehrheitsfähige Iösung zu wnden.

9m Grundsatz soll es nach der Einführung der Reform 2ährend einer 
–bergangsfrist Rentenzuschläge für Frauen geben, die bis L5 arbeiten. Die-
se Zuschläge 2ürden nach dem Willen des Nationalrats ma3imal 150 Fran-
ken pro Monat betragen und 2ären nach Einkommen abgestuO é 6e 2eni-
ger eine Frau verdient, umso höher der Zuschlag. 

Doch die Regierung und die beiden Räte sind sich nicht einig über den jm-
fang der Zuschläge, die einen Teil der durch die Erhöhung des Rentenalters 
ermöglichten Einsparungen 2ieder auxressen 2ürden. Die Bundesrats-
variante benötigt !! Prozent der Einsparung als Ausgleich für die Frau-
en, 6ene des Nationalrats 70 Prozent. Am günstigsten oder 6e nach Iesart 
knausrigsten ist die Variante des Ständerats, die rund ein FünOel kosten 
2ürde, 2as im teuersten –bergangs6ahr noch immer 741 Millionen Franken 
ausmachen 2ürde.  

So oder so dürOe der Abstimmungskampf um die AUV-Reform in den 
Sitzungszimmern von SP und den Ge2erkschaOen bereits geplant 2erdenJ 
Denn die Iinke hat angekündigt, gegen das Frauenrentenalter L5 per Refe-
rendum anzukämpfen.

Cder  2ie  es  mit  !1 Hahren  die  6üngste  Frau  im  Nationalratssaal, 
Grünen-Nationalrätin IÖonore Porchet, ausdrückteJ «9ch 2ill keine Anhe-
bung des Rentenalters für FrauenQ Es handelt sich schlicht um eine Verlän-
gerung der Arbeitszeit. Nichts kann dies ausgleichenQ» 

jnd damit zum Briewng aus Bern.

Covid-19-Gesetz: Härtefallregelung wird verlängert
Worum es geht: Am Montag sagte der Nationalrat mit 17Ü zu !Ü Stimmen 
Ha zum aktualisierten ’ovid-1Ü-Gesetz. Die SVP scheiterte mit ihrem An-
trag, konkrete Äxnungsschritte 2ie die Au8ebung der Uomeoqce-PQicht 
oder die Au8ebung der MaskenpQicht ins ’ovid-1Ü-Gesetz zu schreiben. 
Wie der Bundesrat beantragt hatte, stimmte die grosse Kammer dafür, die 
Uärtefallregelung bis Ende 4041 zu verlängern. Zudem folgt der Nationalrat 
seiner Kommission und 2ill, dass die festgesetzte Uöchstgrenze für nicht 
rückzahlbare Beiträge für jnternehmen mit einem Hahresumsatz von über 
5 Millionen Franken überschritten 2erden kann.

Warum Sie das wissen müssen: Eine solche gesetzgeberische Situation 
gab es in der Sch2eiz noch nieJ Kommenden Sonntag entscheidet das 
Stimmvolk über das ’ovid-1Ü-Gesetz, 2eil dagegen das Referendum ergrif-
fen 2urde. Gleichzeitig debattiert das Parlament 2eiter über neue Bestim-
mungen im Gesetz, 2elches 2iederum grösstenteils bis Ende 4041 befristet 
ist.
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Wie es weitergeht: Der Ständerat ist der grossen Kammer am Mitt2och 
gefolgt, auch er ist für eine Verlängerung des Uärtefallprogramms. Zudem 
2ill er eine Ausnahmeregelung für Grossunternehmen in E3istenznöten-
. Einig sind sich beide Kammern zudem in diesem 2ichtigen PunktJ So-
bald alle impf2illigen Er2achsenen ihre Spritzen bekommen haben, müs-
sen Kapazitätsbeschränkungen für öxentlich zugängliche Einrichtungen 
und Veranstaltungen aufgehoben 2erden. Nun bleibt nur noch eine Dif-
ferenz z2ischen den RätenJ Der Nationalrat möchte die jnterstützungs-
massnahmen für den Kulturbereich bis April 4044 verlängern, der Stände-
rat hingegen nur bis Ende dieses Hahres.

PAegeinitiative: cubh Ständerat Mevorzugt 
Gegenvorsbhlag
Worum es geht: Der Ständerat empwehlt 2ie zuvor schon der Nationalrat, 
die PQegeinitiative abzulehnen. Bereits im März hatte sich das Parlament 
auf einen Gegenvorschlag geeinigt, der den 9nitiantinnen 2eit entgegen-
kommt.

Warum Sie das wissen müssen: Die Volksinitiative «Für eine starke PQe-
ge» verlangt, dass Bund und Kantone für eine ausreichende, allen zugäng-
liche PQege von hoher Rualität sorgen und Personalmangel verhindern. 
Ianciert hatte sie der Berufsverband des PQegepersonalsJ Die Arbeits-
bedingungen seien zu schlecht und die Ausbildungszahlen viel zu tief, um 
den bis ins Hahr 40!0 entstehenden Bedarf von bis zu L5S000 zusätzli-
chen PQegefachpersonen zu decken. Einer von vielen IösungsvorschlägenJ 
Damit der Beruf attraktiver 2ird, sollen PQegefachpersonen ihre eigen-
verant2ortlich erbrachten Ieistungen neu selbstständig mit den Kranken-
kassen abrechnen dürfen, also ohne Anordnung einer Trztin. Der vom Par-
lament im März verabschiedete indirekte Gegenvorschlag nimmt dieses 
Anliegen auf. Zudem verpQichtet er die Kantone unter anderem, die unter 
tiefen Ausbildungslöhnen leidenden angehenden PQegefachkräOe wnan-
ziell zu unterstützen. 9m Ständerat lobte Gesundheitsminister Alain Berset 
am MontagJ Das Parlament habe mit dem indirekten Gegenvorschlag «sehr 
gute Arbeit» geleistet.

Wie es weitergeht: Cb der Verband seine Volksinitiative angesichts des 
Gegenvorschlags zurückzieht, 2ill er nach der parlamentarischen Schluss-
abstimmung am 1U. Huni entscheiden.

pehr Rolitisbhe Bebhte für pensbhen mit 
Teeinträbhtigung
Worum es geht: Der Ständerat 2ill prüfen lassen, in2iefern Menschen mit 
geistiger Behinderung an Abstimmungen teilnehmen können. Die kleine 
Kammer hat ein entsprechendes Postulat der Tessiner SP-Ständerätin und 
Uausärztin Marina ’arobbio an den Bundesrat über2iesen. Die Regierung 
muss nun in einem Bericht aufzeigen, 2as es braucht, «damit Menschen 
mit einer geistigen Behinderung uneingeschränkt am politischen und öf-
fentlichen Ieben teilhaben können.»

Warum Sie das wissen müssen: 9m Kanton Genf können «dauernd urteils-
unfähigen Menschen» auf kantonaler und kommunaler Ebene die politi-
schen Rechte nicht mehr entzogen 2erden. Dies hat die Stimmbevölkerung 
Ende 4040 mit :5 Prozent klar entschieden. Genf beendete somit die 
Diskriminierung von Menschen mit geistiger oder psychischer Behinde-
rung und ist bisher der einzige Sch2eizer Kanton, der das internationa-
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le Behindertenrecht respektiert. Der aktuelle Ausschluss auf Bundesebene 
verstösst gegen die jno-Konvention über die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen, 2elche die Sch2eiz 4017 ratiwziert hat.

Wie es weitergeht: 9n der Bundesverfassung heisst esJ «Die politischen 
Rechte in Bundessachen stehen allen Sch2eizerinnen und Sch2eizern 
zu,  die  das  1U. Alters6ahr  zurückgelegt  haben  und  die  nicht  2egen 
Geisteskrankheit oder Geistessch2äche entmündigt sind.» Behinderten-
organisationen kritisieren dies seit Hahren. Nach Genf gibt es auch in Neu-
enburg, im Tessin, im Wallis und Basel-Stadt Bestrebungen, dem Genfer 
Vorbild zu folgen. Auf Bundesebene bräuchte es für eine entsprechende 
Tnderung eine Verfassungsrevision. Was es konkret für einen Menschen 
mit geistiger Beeinträchtigung bedeutet, am politischen Ieben teilnehmen 
zu können, hat Republik-Autorin An6a ’onzett in einem Beitrag über ihren 
Bruder aufgeschrieben.

Iierversubhe: Parlament kndet Znitiative zu radiFal
Worum es geht: Der Ständerat lehnt die 9nitiative für ein komplettes Ver-
bot von Tier- und Menschenversuchen einstimmig ab. Der Nationalrat hat 
bereits im März oppositionslos Nein gesagt.

Warum Sie das wissen müssen: Die Volksinitiative «Ha zum Tier- und 
Menschenversuchsverbot» 2ill Tierversuche als Verbrechen einstufen. 
Produkte, für deren Uerstellung Tierversuche durchgeführt 2urden, sol-
len verboten 2erden. Das ist sämtlichen Parlamentarierinnen zu radikal. 
Z2ar sehen namentlich die Grünen Uandlungsbedarf, ein Vorstoss für ei-
nen Gegenvorschlag zur schritt2eisen Reduzierung fand aber keine Mehr-
heit. Aktuell gelten für Tierversuche die sogenannten !-R-Prinzipien (Re-
placement, Reduction und Re)nementg, mit denen Alternativen gesucht, die 
Zahl der eingesetzten Tiere reduziert und die Belastung für die Tiere verrin-
gert 2erden sollen. Nachdem die Anzahl Tierversuche seit den 1ÜU0er-Hah-
ren gesunken 2ar, stagnieren die Zahlen in letzter Zeit. 401Ü kamen 5:4S100-
 Tiere zum Einsatz, drei Viertel davon zur Erforschung von Krankheiten 
beim Menschen. Gestiegen ist über die letzten Hahre die Zahl der Tiere, die 
sch2eren Belastungen ausgesetzt sind.

Wie es weitergeht: Die 9nitianten halten an ihrem Begehren fest, dürOen 
an der jrne aber chancenlos bleiben. Der Bundesrat hat Anfang Februar 
ein neues Nationales Forschungsprogramm zum Ausbau der !-R-Prinzipi-
en lanciert.

Grenzsbhutz: Ständerat will cusgleibhsmassnahmen 
zu xahlungen an EronteK
Worum es geht: Der Ständerat übt deutliche Kritik an der Ej-Migrations-
politik. 9m Rahmen der Debatte über den Sch2eizer Beitrag an den Aus-
bau der europäischen Grenzagentur Fronte3 hat er sich dafür ausgespro-
chen, die Zahlung an humanitäre Begleitmassnahmen zu knüpfen. Ver-
gebens plädierte Grünen-Ständerat Mathias Zopw dafür, erst gar nicht auf 
die Vorlage einzutreten. Seiner Ansicht nach unterstützt die Sch2eiz damit 
et2a «Pushbacks», also illegale Zurückdrängungen von Migranten.

Warum Sie das wissen müssen: Seit 401L rüstet die Ej die Fronte3 mit 
Personal und technischer Ausrüstung auf. Das kostet. Da es sich um eine 
Schengen-Weiterent2icklung handelt, muss auch die Sch2eiz ihren Bei-
trag dazu leisten. Von ursprünglich 17 Millionen Franken pro Hahr steigt 
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dieser bis 404: auf L1 Millionen pro Hahr. Zudem soll die Sch2eiz auch 
mehr Personal zur Verfügung stellen. Der Ständerat 2ill die Zahlung mit 
Ausgleichsmassnahmen «im Sinne der humanitären Tradition» verbinden. 
Einstimmig 2ill das Stöckli et2a die Rechtsmittel Asylsuchender stärken 
und ihnen für Besch2erdeverfahren mehr jnterstützung anbieten. Zudem 
sollen Fronte3-Einsätze von Sch2eizern einem ähnlichen Genehmigungs-
verfahren unterliegen 2ie die Militäreinsätze im Ausland. Knapp geschei-
tert ist ein Antrag der Kommission, die Zahl der Resettlement-Flüchtlinge, 
2elche die Sch2eiz in Zusammenarbeit mit dem jno-Uochkommissariat 
für Flüchtlinge jNU’R aufnimmt, deutlich zu erhöhen. Für die Hahre 4040 
und 4041 beschloss der Bundesrat die Aufnahme von ma3imal 1L00 Flücht-
lingen. 

Wie es weitergeht: Die Vorlage geht nun in den Nationalrat.

UuroRaRolitiF: Äohäsionsmilliarde soll U1 milde 
stimmen
Worum es geht: Nach dem Aus des Rahmenabkommens mit der Ej 2ill die 
Sch2eiz die Fronten auf2eichen. Darum möchte der Bundesrat die einge-
frorene Kohäsionsmilliarde freigeben. Bereits in der Uerbstsession soll das 
Parlament darüber entscheiden.

Warum Sie das wissen müssen: Die Kohäsionsmilliarde 2ar sozusagen 
ein Wegpfand im Ringen um das Rahmenabkommen. Die Sch2eiz hat-
te die Auszahlung Ende 401Ü blockiert, 2eil die Ej der Sch2eizer Bör-
se die Gleich2ertigkeit é die sogenannte BörsenäVuivalenz é nicht mehr 
zugestand. Nach dem Abbruch der Verhandlungen vor z2ei Wochen 2ill 
der Bundesrat die Ej mit der Kohäsionsmilliarde besänOigen. Bundes-
präsident Parmelin hat Ej-Kommissionspräsidentin jrsula von der Ieyen 
in einem Brief versichert, er 2erde sich für die Deblockierung des Geldes 
einsetzen.

Wie es weitergeht: Die Sch2eizer Europapolitik steckt nach dem Rahmen-
abkommen-Aus in der Schockstarre. 9n Bern hoW man, dass die Ej das 
Zückerchen in Form der Kohäsionsmilliarde schluckt und so der Weg für 
neue Gespräche oxenbleibt. Cder in magistralen Worten ausgedrücktJ «Mit 
der jmsetzung des Beitrags möchte der Bundesrat nach seinem Entscheid 
zur Beendigung der Verhandlungen über das institutionelle Abkommen 
unterstreichen, dass die Sch2eiz auch in ZukunO eine zuverlässige Partne-
rin der Ej bleibt.»

SBG-2rger der Wobhe
Die SRG steht mal 2ieder im Fokus der Politik. Am Dienstag gab es, vorläu-
wg,  oodwnes� aus dem BundeshausJ Der Ständerat lehnte bei der Beratung 
der künOigen Medienförderung die Forderung des Nationalrats ab, das 
Cnlineangebot der SRG 2eiter einzuschränken. Auch Medienministerin 
Simonetta Sommaruga wndet, das sei in der Konzession geregelt und ge-
höre nicht ins Gesetz. Ueute Donnerstag beugt sich der Nationalrat ein-
mal mehr über die Vorlage. jnd schon droht neuer Trger, diesmal von der 
SVP. Kritik am «Staatssender» gehört in der Partei zum guten Ton, «das 
Fass zum –berlaufen gebracht» habe letzte Woche die Sendung «’lub». 
Weil dort das Scheitern des Rahmenabkommens diskutiert 2urde, ohne 
dass ein SVP-Vertreter eingeladen 2orden 2äre, geht die SVP nun gegen 
den «links-grünen Aktivistensender» vor. Iaut Nationalrat Thomas Mat-
ter prüO sie z2ei VolksinitiativenJ Mit der einen sollen die Gebühren von 
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!!5 auf 400 Franken gesenkt 2erden. Der Verein «Freunde der Verfassung» 
kündigt volle jnterstützung an beim Vorstoss, «die SRG über eine Senkung 
der Gebühren an die kurze Ieine zu nehmen». Die andere 9nitiative 2ürde 
verlangen, dass Aufsicht, Ieitung und die Redaktionen der Politsendungen 
«die politische IandschaO der Sch2eiz abbilden». Das hingegen 2ürden die 
Verfassungsfreunde nicht unterstützen, 2eil sie aus liberaler Sicht grund-
sätzlich gegen Ruoten seien. So bald 2ird 2ohl also 2eder Roger Köppel 
die «Arena» moderieren noch Magdalena Martullo-Blocher als Cmbuds-
frau amten.

Illustration: Till Lauer
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